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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes zur Verbesserung 
der wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im Krankheitsfalle 
und der Reichsversicherungsordnung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Gesetzes zur Verbesserung 
der wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im 
Krankheitsfalle 

Das Gesetz zur Verbesserung der wirtschaftlichen 
Sicherung der Arbeiter im Krankheitsfalle vom 
26. Juni 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 649) wird wie 
folgt geändert: 

ln § 1 Abs. 1 werden die Worte „neunzig vom Hun- 
dert des Nettoarbeitsentgeltes" ersetzt durch die 
Worte „dem Nettoarbeitsentgelt". 


Artikel 2 

Änderung und Ergänzung des Zweiten Buches 
der Reichsversicherungsordnung 

Das Zweite Buch der Reichsversicherungsordnung 
— ■ Krankenversicherung — wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. ln § 165 Abs. 1 Nr. 2, in §§ 166 und 176 
Abs. 1 werden die Worte „7920 Deutsche 
Mark" durch die Worte „9000 Deutsche Mark" 
ersetzt. 

2. In § 179 Abs. 1 wird vor dem Wort „Kranken- 
hilfe" das Wort „Vorsorgehilfe/' eingefügt. 


3. In § 180 Abs. 1 werden die Worte „22 Deutsche 
Mark" durch die Worte „25 Deutsche Mark" 
ersetzt. 

4. Nach § 180 werden folgende Vorschriften ein- 
gefügt: 

„I a. Vorsorgehilfe 
§ 181 

Als Vorsorgehilfe werden zur Erhaltung der 
Gesundheit und zur Verhütung von Krankhei- 
ten ärztliche und zahnärztliche Vorsorgeunter- 
suchungen gewährt. Näheres über Art und 
Umfang der ärztlichen und zahnärztlichen Vor- 
sorgeuntersuchungen bestimmt die Satzung. 
Die Satzung kann auch bestimmen, daß für 
Versicherte, die sich regelmäßig zahnärzt- 
lichen Vorsorgeuntersuchungen sowie der 
notwendigen Behandlung unterzogen haben, 
erhöhte Zuschüsse zu den Kosten für Zahn- 
ersatz, Zahnkronen und Stiftzähne gewährt 
oder die gesamten Kosten hierfür übernom- 
men werden. 

§ 181 a 

Die Kasse kann Vorsorgekuren oder zu deren 
Kosten Zuschüsse gewähren, wenn diese nach 
ärztlichem Gutachten zur Erhaltung der Ge- 
sundheit oder zur Verhütung von Krankheiten 
des Versicherten erforderlich sind und sicher- 
gestellt ist, daß sie unter ärztlicher Aufsicht 
durchgeführt werden. 
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§ 181 b 

Die Kasse kann dem Versicherten sonstige 
Sach- und Geldleistungen zur Erhaltung der 
Gesundheit und zur Verhütung von Krankhei- 
ten gewähren. 

§ 181 c 

Die Kasse kann Mittel für allgemeine Maß- 
nahmen zur Erhaltung der Gesundheit und zur 
Verhütung von Krankheiten verwenden. ■ 

§ 181 d 

Die Bundesregierung hat den gesetzgeben- i 
den Körperschaften bis zum 30. Juni jeden Jah- 
res, erstmalig bis zum 30. Juni 1962, über die | 
im vorausgegangenen Jahr von den Kassen ge- 
währten Vorsorgeuntersuchungen, Vorsorge- | 
kuren, sonstigen Einzelleistungen der Vor- | 
sorgehilfe und die für allgemeine Maßnahmen ' 
der Vorsorgehilfe verwendeten Mittel zu be- 
richten. In dem Bericht sind auch die bei der : 
Gewährung von Vorsorgehilfe gewonnenen Er- ' 
fahrungen darzulegen." 

5. § 182 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: j 

I 

„2. Krankengeld in Höhe von fünfundsechzig ' 
vom Hundert des Grundlohns für jeden i 
Kalendertag, wenn die Krankheit den Ver- 
sicherten arbeitsunfähig macht. Das Kran- | 
kengeld erhöht sich für einen Versicherten j 
mit einem Angehörigen, den er bisher ganz 
oder überwiegend unterhalten hat und der 
mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebt, 
um einen Zuschlag von vier vom Hundert 
des Grundlohns, für jeden weiteren sol- 
chen Angehörigen um je weitere drei vom 
Hunder t des Grundlohns. Der Gesamtbetrag 
von Krankengeld und Zuschlägen darf fünf- 
undsiebzig vom Hundert des Grundlohns 
nicht übersteigen. Die in § 165 Abs, 1 Nr. 3 
und 4 bezeichneten Versicherten haben 
keinen Anspruch auf Krankengeld." 

6. § 183 erhält folgende Fassung: 

„§ 183 

(1) Die Krankenpflege wird ohne zeitliche 
Begrenzung gewährt. Sie endet spätestens 
sechsundzwanzig Wochen nach dem Ende der 
Mitgliedschaft. 

(2) Das Krankengeld wird ohne zeitliche Be- 
grenzung gewährt. Ist der Versicherte erwerbs- 
unfähig oder erfüllt er die Voraussetzungen 
für Gewährung von Altersruhegeld, so wird 
Krankengeld für höchstens achtundsiebzig 
Wochen gewährt. Wird dem Versicherten wäh- 
rend der Arbeitsunfähigkeit Rente wegen Er- 
werbsunfähigkeit oder Altersruhegeld der ge- 
setzlichen Rentenversicherung oder Vollrente 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung zuge- 
billigt, so wird das Krankengeld um den Betrag 


der für den gleichen Zeitraum gewährten Rente 
wegen Erwerbsunfähigkeit, des Altersruhegel- 
des oder der Vollrente gekürzt." 

7. § 184 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) An Stelle der Krankenpflege hat die 
Kasse Krankenhauspflege zu gewähren, 
wenn sie erforderlich ist, um die Krankheit 
zu erkennen oder zu behandeln. Die Kran- 
kenhauspflege wird ohne zeitliche Begren- 
zung gewährt. § 182 Abs. 2 gilt entspre- 
chend, Die Gewährung von Krankenhaus- 
pflege bedarf der Zustimmung des Kran- 
ken." 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Kasse kann Krankenhauspflege 
gewähren, wenn die Voraussetzungen nach 
Absatz 1 Satz 1 nicht vorliegen, jedoch die 
Aufnahme in ein Krankenhaus aus beson- 
deren Gründen erforderlich erscheint." 

8. § 185 erhält folgende Fassung: 

.§ 185 

(1) Die Kasse hat mit Zustimmung des Ver- 
sicherten Hilfe und Wartung durch Kranken- 
pfleger, Krankenschwestern oder andere geeig- 
nete Personen zu gewähren, wenn die Auf- 
nahme des Kranken in ein Krankenhaus gebo- 
ten, aber nicht ausführbar ist oder ein wichti- 
ger Grund vorliegt, den Kranken in seinem 
Haushalt oder seiner Familie zu belassen. 

(2) Die Kasse kann einen Zuschuß zu den 
Kosten einer Hauspflegerin gewähren, insbe- 
sondere dann, wenn einem Versicherten, in 
dessen Haushalt mindestens ein Kind unter 
sechzehn Jahren oder ein pflegebedürftiger 
Familienangehöriger leben, Krankenhaus- 
pflege gewährt wird." 

I 9. § 186 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Wird dem Versicherten Krankenhaus- 
pflege gewährt, so ist an Stelle von Kran- 
kengeld Hausgeld zu zahlen; es beträgt 
vierzig vom Hundert des Krankengeldes."; 

b) in Satz 2 werden die Worte „sechsund- 
sechzigzweidrittel vom Hundert" durch 
„fünfundsiebzig vom Hundert" ersetzt. 

10. a) In § 187 werden die Nummern 1 und 4 ge- 
strichen. Die Nummer 2 wird Nummer 1, die 
Nummer 3 wird Nummer 2; 

b) in der neuen Nummer 1 werden die Worte 
„bis zur Dauer eines Jahres nach Ablauf der 
Krankenhilfe" gestrichen. 
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11. § 188 wird gestrichen. 

12. In § 189 Abs. 1 Satz 2 wird der letzte Halbsatz , 
„sie kann zugleich das Krankengeld (§ 182 ! 
Abs. 1 Nr. 2) nach Wegfall des Arbeitsentgelts ] 
auf sechzig vom Hundert des Grundlohns er- i 
höhen" gestrichen. 

13. § 191 Abs. 2 wird gestrichen. | 

14. In § 195 a Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte 
„10 Deutsche Mark" durch die Worte „50 Deut- j 
sehe Mark" und die Worte „6 Deutsche Mark" i 
durch die Worte „20 Deutsche Mark" ersetzt. 


15. § 196 erhält folgende Fassung: 

„§ 196 I 

Der Schwangeren ist auf ihren Wunsch an ! 
Stelle des einmaligen Beitrages zu den sonsti- | 
gen Kosten der Entbindung für die Dauer von | 
höchstens zehn Tagen Pflege in einer Entbin- 
dungs- oder Kiarikenanstält zu gevv^ähren. § 184 
Abs. 5 und § 185 Abs. 2 gelten entsprechend. 

§ 186 findet keine Anwendung." 


16. Es wird folgender § 200 eingefügt: 

.§ 200 

Der Bund erstattet der Kasse die Aufwendun- 
gen für Wochenhilfe und Familienwochenhilfe, 
ausgenommen die Aufwendungen für ärztliche 
Behandlung, Arzneien und kleinere Heilmittel 
sowie für Pflege in einer Entbindungs- oder 
Krankenanstalt." 


17. In § 201 werden die Worte „das Zwanzigfache" 
durch die Worte „das Dreißigfache" und die 
Worte „einhundert Deutsche Mark" durch 
die Worte „vierhundert Deutsche Mark" ersetzt. 

18. § 204 erhält folgende Fassung: 

»§ 204 

Die Satzung kann das Sterbegeld bis zum 
Vierzigfachen des Grundlohns erhöhen." 

19. § 205 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Versicherte erhalten für den unter- 
haltsberechtigten Ehegatten und für die 
unterhaitsberechtigten Kinder Vorsorge- 
hilfe, Krankenpflege, Krankenhauspflege so- 
wie Leistungen nach §§ 185 und 187 unter 
den gleichen Voraussetzungen und im glei- 
chen« Umfange wie für sich selbst (Familien- 
hilfe). Als Familienhilfe wird ferner Wo- 


chenhilfe nach §§ 195 a bis 196 sowie bei 
Tod des Ehegatten oder eines Kindes 
Sterbegeld nach §§ 201 bis 204 gewährt. Für 
den Tod eines Kindes vor Vollendung des 
zwölften Lebensjahres wird Sterbegeld in 
halber Höhe gewährt. Bei Totgeburten kann 
die Satzung ein Sterbegeld zubilligen. Fami- 
lienhilfe wird nicht gewährt, wenn der Ehe- 
gatte und das Kind anderweit einen gesetz- 
lichen Anspruch auf Leistungen der in Satz 1 
bis 4 bezeichneten Art haben." 

} 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Familienhilfe wird für Kinder bis zur 
Vollendung des achtzehnten Lebensjahres, 
bei Schul- oder Berufsausbildung bis zur 
Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebens- 
jahres gewährt. Familienhilfe wird ferner 
für Kinder bis zur Vollendung des fünfund- 
zwanzigsten Lebensjahres gewährt, die in- 
folge körperlicher oder geistiger Gebrechen 
außerstande sind, sich selbst zu unterhalten. 
Die Satzung kann für diese Kinder eine 
höhere Altersgrenze festsetzen. Die Satzung 
kann bestimmen, daß auch für sonstige An- 
gehörige Familienhilfe gewährt wird, die 
mit dem VeiSicherten in häuslicher Gemein- 
schaft leben und von ihm ganz oder über- 
wiegend unterhalten werden." 

c) Absatz 5 wird gestrichen. 

20. §§ 205 a, 205 b und 205 d werden gestrichen. 

21. § 368 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird gestrichen. Absatz 2 wird Ab- 
satz 1. 

b) In dem neuen Absatz 1 werden hinter dem 
Wort „Zulassung" die Worte „zur kassen- 
ärztlichen Tätigkeit" eingefügt. 

22. § 368 c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 1 wird gestrichen. Die Nummern 
2 bis 13 werden Nummern 1 bis 12; 

b) folgende neue Absätze 4 und 5 werden an- 
gefügt: 

„(4) Die Zulassungsordnungen müssen 
auch Vorschriften über Maßnahmen zur Si- 
cherstellung der kassenärztlichen Versor- 
gung enthalten; sie gilt nicht als sicherge- 
stellt, wenn ein Kassenarztsitz drei Monate 
nach Ausschreibung noch unbesetzt ist. Zur 
Sicherstellung der kassenärztlichen Versor- 
gung ist eine erneute Ausschreibung des 
Kassenarztsitzes im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes unter Garantie einer Mindestein- 
nahme vorzunehmen. Die Zulassungsord- 
nungen regeln das Nähere, insbesondere 
über Höhe der Mindestvergütung, Zeitdauer, 
für die sie zu gewähren ist, und die Auf- 
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bringung der Mittel. Sie können die Rege- 
lung von Einzelheiten den Zulassungsaus- 
schüssen übertragen. 

(5) Die Zulassungsordnungen müssen fer- 
ner Vorschriften über Maßnahmen zur Siche- 
rung der kassenärztlichen Versorgung vor- 
sehen, sofern ein Kassenarztsitz auch nach 
Durchführung der Maßnahmen gemäß Ab- 
satz 4 unbesetzt bleibt. Zur Beseitigung 
eines Notstandes können die Zulassungs- . 
ausschüsse ermächtigt werden, die Zulas- 
sung für den übrigen Zulassungsbezirk oder i 
Teile dieses Bezirkes oder für bestimmte 
Fachrichtungen zu sperren. Die Zulassung ! 
darf nicht für Arzte gesperrt werden, die ! 
mindestens zehn Jahre nach der Approba- j 
tion eine ärztlicheTätigkeit ausgeübt haben.“ | 


Artikels : 

Änderung des Fünften Buches 
der Reichsversicherungsordnung 

Das Fünfte Buch der Reichsversicherungsordnung i 
— Beziehungen der Versicherungsträger zuein- 
ander und zu anderen Verpflichteten — wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1504 erhält folgende Fassung: 

„§ 1504 I 

(1) Ist eine Krankheit die Folge eines Unfalls, j 

den ein Träger der Unfallversicherung zu ent- 
schädigen hat, so hat dieser dem Träger der | 
Krankenversicherung die Aufwendungen zu er- : 
statten, jedoch nicht die Aufwendungen für ; 
kassenärztliche Behandlung und Versorgung | 
mit Arzneien und kleineren Heilmitteln. j 

(2) Der Träger der Krankenversicherung hat | 
keinen Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen, | 
wenn er die in § 1503 vorgeschriebene Anzeige , 
nicht rechtzeitig erstattet. 

(3) Die Träger der Krankenversicherung und 
die Träger der Unfallversicherung sollen eine 
Vereinbarung über eine Pauschalierung der Er- : 
stattungsbeträge oder einen Teil der Erstattungs- 
beträge treffen.“ 

i 

2. Die §§ 1505, 1507, 1509 werden gestrichen. 


Bonn, den 3. 


3. § 1510 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Träger der Unfallversicherung hat dem 
Beauftragten die aus dem Auftrag erwachsenen 
Kosten zu ersetzen.“ 

Artikel 4 

Überleitungsvorschriften 

§ 1 

Wer bei einem Krankenversicherungsunter- 
nehmen versichert ist und durch dieses Gesetz 
nach Artikel 1 Nr. 1 versicherungspflichtig wird, 
kann den Versicherungsvertrag zum Ende des Mo- 
nats kündigen, in dem er den Beginn der Ver- 
sicherungspflicht nachweist. 

§ 2 

Für Versicherungsfälle, die vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes eingetreten und bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes noch nicht abgeschlossen sind, wer- 
den die höheren Leistungen vom Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes an nach neuem Recht gewährt. 

§ 3 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat unverzüglich die Zulassungsordnung für Kas- 
senärzte vom 28. Mai 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 572) und die Zulassungsordnung für Kassenzahn- 
ärzte vom 28. Mai 1957 (Bundesgesetzbl. I S, 582) 
unter Berücksichtigung von Artikel 1 Nr. 21 und 22 
zu ändern und die Zulassungsordnungen in neuer 
Fassung bekanntziimachen. 

Artikel 5 

Berlin-Klausel 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 6 

Inkraftreten 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die Verkün- 
dung folgenden Monats in Kraft. 


März 1961 


Ollenhauer und Fraktion 
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